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Hans-Joachim Hering Dr. Frank Wackers

bauhandwerken zu beeinträchtigen. 

Schon jetzt haben Betriebe des Bau-, 

Dachdecker-, Zimmerer-, Tischler-, 

Maler-, Elektro-, Sanitär- und Metall-

handwerks unter der Materialknapp-

heit zu leiden, können keine Kalkula-

tionen mehr ausführen oder müssen 

gar Kurzarbeit anmelden. Damit sich 

die Krise nicht noch weiter zuspitzt, 

müssen jetzt vor allem öffentliche Auf-

traggeber ihre Spielräume in der Ver-

gabe nutzen. Die Bundes- und Landes-

politik hat dazu erfreulicherweise ihre 

Bereitschaft gezeigt. Nun müssen noch 

die Kommunen nachziehen. Nur durch 

gemeinsame Aktivitäten aller staatli-

chen Ebenen kann den betroffenen 

Betrieben schnell und wirksam gehol-

fen werden. 

 

Hans-Joachim Hering 

Präsident 

 

Dr. Frank Wackers 

Hauptgeschäftsführer

Der Materialmangel hat sich seit April 

nochmals drastisch verschärft. Die 

Knappheit an Baumaterial ist so hoch 

wie noch nie seit der Wiedervereini-

gung. Jedes dritte Tiefbauunterneh-

men sorgt sich nach einer Erhebung 

des Ifo-Instituts um die Beschaffung 

von Material. Teilweise führt diese Si-

tuation bereits zu Baustellenstopps 

und Kurzarbeit. Hinzu kommt bei Bau-

holz, Styropor, Dämmwolle, Farben, 

Stahl und Kunststoff eine Verteuerung 

um bis zu 70 Prozent. Die Gründe für 

den Mangel und den Preisanstieg lie-

gen in der überraschend stark anzie-

henden Weltkonjunktur. So wandert 

ein großer Teil des Bauholzes nach 

Amerika, weil dort das Dreifache oder 

ein noch höherer Preis gezahlt wird. 

Das nicht verarbeitete Rundholz kau-

fen wiederum Chinesen auf, um die 

Holznachfrage dort zu stillen. Die Ma-

terialengpässe dürften in diesem Jahr 

dazu führen, dass die Bundesregierung 

ihr Ziel von 370.000 neu gebauten 

Wohnungen abermals verfehlt. Im ers-

ten Quartal hatte schon der Winter-

einbruch die Arbeit auf den Baustellen 

gebremst. So lagen die Umsätze im 

Baubereich in Nordrhein-Westfalen um 

12,9 % unter Vorjahresniveau. Gleich-

zeitig ist die Baunachfrage aber unge-

brochen. Die Materialpreiskrise hat das 

Potential, die wirtschaftliche Entwick-

lung in den wichtigen Bau- und Aus-

In der Materialkrise 
vergaberechtliche 
Spielräume nutzen  
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Termine
 8. September 2021, 9.00 Uhr,  

Online-Angebot als Ersatz für 

die arbeits- und sozialrechtliche 

Tagung für Geschäftsführer/

-innen und Prozessvertreter/

-innen der Handwerksorganisa-

tionen 

 

 9. September 2021, 10.30 Uhr,  

UVH-Unternehmertag zur Bun-

destagswahl 

 

23. September 2021, 10.30 Uhr,  

UVH-Vorstand  

 

Bitte beachten Sie, dass bislang 

keine Planungen der Sitzungs-

orte vorgesehen sind, da wir 

noch nicht wissen, wie lange 

 Videokonferenzen notwendig 

sein werden.
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UVH fordert Anwendung von 
Preisgleitklauseln in der Materialkrise 
Der Unternehmerverband Handwerk 
NRW (UVH) fordert eine Umsetzung 
der Vorschläge des Materialgipfels 
und der Wirtschaftsministerkonferenz 
in den NRW-Kommunen. „Die Bun-
des- und die Landesregierung haben 
richtige Vorschläge und Maßnahmen 
vorgelegt – nun müssen die Kommu-
nen nachziehen“ – so UVH-Präsident 
Hans-Joachim Hering. Ansonsten 
drohe erheblicher Schaden für die 
Betriebe der Bau- und Ausbauhand-
werke.  

Die Politik sei aufgefordert, alle ihr zur 

Verfügung stehenden Instrumente so 

rasch es geht einzusetzen, um den Ver-

werfungen auf dem Markt für Bauma-

terialien entgegenzuwirken und diese 

in den Griff zu bekommen. Gerade die 

Bau- und Ausbauhandwerke hätten 

sich während der Pandemie als we-

sentliche Konjunkturstütze erwiesen. 

Dieser Konjunkturpfeiler drohe durch 

die aktuellen Entwicklungen auf dem 

Baumaterialmarkt einzustürzen, was 

massive Beeinträchtigungen der Kon-

junktur zur Folge hätte, nicht allein im 

Handwerk – so Hering. Es sei geradezu 

widersinnig, dass Handwerksbetriebe 

bei gefüllten Auftragsbüchern nun 

plötzlich Kurzarbeit in Betracht ziehen 

müssen, weil wichtige Materialien 

schlichtweg nicht beschafft werden 

können oder die Beschaffungspreise 

durch die Decke schießen. Den öffent-

lichen Auftraggebern kommt dabei 

eine zentrale Vorbildfunktion zu: In den 

Aufträgen müssten auf kommunaler 

Ebene die sogenannten Preisgleitklau-

seln zum Standard werden. Zudem 

darf ein Handwerksbetrieb, der wegen 

der aktuellen Probleme den Vertrag 

nicht rechtzeitig erfüllen kann, nicht 

mit Vertragsstrafen überzogen wer-

den. Hier müssten die bereits beste-

henden Erlasse von den Kommunen 

konsequent umgesetzt werden. Darü-

ber hinaus müssen die Regeln zum 

Kurzarbeitergeld wie auch zur Stun-

dung von Sozialversicherungsbeiträ-

gen verlängert werden, um den Be-

trieben in dieser außergewöhnlichen 

Situation eine Liquiditätshilfe an die 

Hand zu geben. z

http://www.uvh-nrw.de
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Materialgipfel der Landesregierung  
mit Handwerk, Bau und Industrie  
Aufgrund der sprunghaft steigenden 
Nachfrage nach Rohstoffen und 
Baumaterialien haben sich Wirt-
schaftsminister Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart, Bauministerin Ina Schar-
renbach und Umweltministerin Ur-
sula Heinen-Esser mit rund 30 Ver-
tretern aus Handwerk, Bau und 
Industrie bei einem Materialgipfel 
ausgetauscht. Für das Handwerk 
nahmen der Präsident von HAND-
WERK.NRW, Andreas Ehlert, sowie 
Vertreter der Dachdeckerverbände 
Rheinland und Westfalen, der Bau-
gewerbeverband NRW, der Fachver-
band Metall NRW, der Fachverband 
der Elektro- und Informationstechni-
schen Handwerke, der Maler- und 
Lackiererinnungsverband Westfalen, 
der Fachverband Sanitär-Heizung-
Klima NRW, der Fachverband des 
Tischlerhandwerks sowie der Unter-
nehmerverband Handwerk NRW an 
der Konferenz teil.  

Der Präsident von HANDWERK.NRW, 

Andreas Ehlert, beschrieb auf dem 

Materialgipfel die aktuelle Situation 

im Handwerk: „Materialengpässe 

und explodierende Preise gefährden 

nicht nur die ehrgeizigen Ziele beim 

Wohnungsbau und der energeti-

schen Gebäudesanierung – sie sind 

auch ein wesentlicher Inflationstrei-

ber. Zudem kann die Materialkrise zu 

einer echten Konjunkturbremse wer-

den und dem schnellen Aufschwung 

nach der Krise im Weg stehen. Des-

halb ist es gut und wichtig, dass die 

Landesregierung auf Initiative des 

Handwerks einen Materialgipfel orga-

nisiert hat, um mit allen Beteiligten der 

Lieferkette über Lösungen zu spre-

chen.“ 

Als wichtigste Ergebnisse des Ma-

terialgipfels wird u.a. ein „fairer Um-

gang von Geschäftspartnern unter-

einander“ sowie eine Verlängerung 

der Kurzarbeiterregelung angestrebt. 

Bei deutlichen Kostensteigerungen in 

laufenden Projekten sollten sich Ver-

tragspartner gemeinsam an einen 

Tisch setzen und Kompromisse aus-

handeln. Auf Auseinandersetzungen 

um Konventionalstrafen bei Liefer-

engpässen sollte verzichtet werden. 

Die Ministerinnen und Minister appel-

lieren an die öffentlichen Auftragge-

ber im Land, im Falle deutlicher Kos-

tensteigerungen so weit wie möglich 

Flexibilität zu zeigen. Auch kommu-

nale Auftraggeber sollten prüfen, wo 

sich Preisgleitklauseln nutzen lassen. 

Sonst könnten sich viele Bieter von öf-

fentlichen Aufträgen zurückziehen. 

Das Ministerium für Heimat, Kommu-

nales, Bau und Gleichstellung hat die 

Bundesministerien für Inneres und 

Wirtschaft kontaktiert, um Fragen zur 

vergaberechtlichen Auslegung und 

zur Zulässigkeit von Preisgleitklauseln 

insbesondere bei geförderten Projek-

ten zu klären. 

Wirtschaftsminister Prof. Dr. An-

dreas Pinkwart: „Lieferengpässe und 

steigende Preise für Rohstoffe und 

Materialien sind deutliche Zeichen, 

dass es nach dem tiefen pandemie-

bedingten Einbruch wieder aufwärts-

geht. In einigen Fällen dürften sich die 

Nachfrage bald normalisieren und 

Produktionsketten wieder rund laufen. 

(…) Bei deutlichen Kostensteigerun-

gen in laufenden Projekten appelliere 

ich an die Vertragspartner, sich ge-

meinsam an einen Tisch zu setzen 

und Kompromisse auszuhandeln. Bei 

Neuaufträgen können Preisgleitklau-

seln helfen, die Unternehmen vor 

dem Risiko von Preissteigerungen zu 

schützen.“ 

Bauministerin Ina Scharrenbach: 

„Ohne Baumaterial kein Bauen, ohne 

bezahlbares Baumaterial kein bezahl-

bares Bauen. Die aktuelle Situation 

wird nachhaltig wirken: Auf die Neu-

bautätigkeit sowie auf Miete und 

 Eigentum. Das hat weitere Konse-

quenzen: Die Energie- und Mobilitäts-

wende werden unmittelbar zu einer 

Baumaterial-Wende führen. Viele Aus-

gangsstoffe werden für anschlie-

ßende Produktionsprozesse nicht 

mehr zur Verfügung stehen. Es benö-

tigt daher dringend eine Forschungs- 

und Entwicklungsinitiative im Baube-

reich, um zu alternativen Baumateria-

lien zu kommen. Diese Knappheit ist 

ein Fingerzeig auf das, was in der Zu-

kunft zu erwarten sein wird.“ 

Umweltministerin Ursula Heinen-

Esser betonte die Bedeutung der re-

gionalen Wertschöpfungskette und 

der regionalen Holzwirtschaft: „Holz 

spielt bei der Erreichung der ökologi-

schen und klimatischen Ziele eine 

wichtige Rolle. Die Nutzung von Holz 

bindet Kohlenstoff und erspart den 

Einsatz nicht regenerativer Werkstoffe 

wie Beton, Stahl oder Kunststoffe. 

Preissteigerungen und Lieferengpässe 

auf den Märkten von Schnittholz und 

Holzwerkstoffen bergen für das heimi-

sche Baugewerbe, in der Folge auch 

für die Verbraucherinnen und Ver-

braucher unkalkulierbare Risiken. Die 

Krise an den Rohstoffmärkten zeigt, 

wie wichtig auch in Zukunft die nach-

haltige Holzproduktion in unseren hei-
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mischen Wäldern ist. Damit dies ge-

lingt, muss aktuell Käferholz angemes-

sen bezahlt werden und das Schnitt-

holz nicht nur in die Weltmärkte, 

sondern auch in die regionalen 

Märkte gebracht werden.“ Zugleich 

sei die Entwicklung innovativer Bau-

stoffe und ein konsequentes Recyc-

ling von Baustoffen erforderlich. 

Die Ergebnisse des Gipfels wird 

Wirtschaftsminister Pinkwart am 

17./18. Juni in die Wirtschaftsminister-

konferenz (WMK) einbringen, zu der 

die Landes-Wirtschaftsministerinnen 

und Minister sowie Bundeswirtschafts-

minister Altmaier in Düsseldorf zu Gast 

sind. Die WMK hatte die Bundesregie-

rung um einen Bericht gebeten, wie 

die Politik zur Überwindung der Eng-

pässe beitragen kann. z

Wirtschaftsministerkonferenz berät mit  
Bundesminister Altmaier über Materialknappheit 
Auch bei der Konferenz der Wirt-
schaftsministerinnen und –minister 
mit Bundesminister Altmeier am 
17./18. Juni in Düsseldorf war die Ma-
terialkrise ein bestimmendes Thema. 
Exportbeschränkungen als Reaktion 
auf Materialengpässe und steigende 
Preise lehnten die Länder ab. Statt-
dessen sollten Investitionsbedingun-
gen verbessert und Genehmigungs-
verfahren für Erweiterungen verkürzt 
werden. Öffentliche und private Auf-
traggeber sollten Preisgleitklauseln 
zulassen und aktuell auf Konventio-
nalstrafen verzichten. 

Da der überwiegende Teil der von Lie-

ferengpässen und Preissteigerungen 

betroffenen Rohstoffe und Vorpro-

dukte importiert werden muss, hält die 

Wirtschaftsministerkonferenz offene 

Märkte und den Abbau von Handels-

beschränkungen für unerlässlich. Zur 

 Sicherung der Versorgung mit heimi-

schen Rohstoffen, vor allem mit Holz 

und Baumaterialien, müssten regula-

torische Hemmnisse abgebaut wer-

den. Die Ministerinnen und Minister 

 fordern die Bundesregierung auf, Vor-

schriften, die den Holzeinschlag be-

schränken, mit dem Ziel einer marktge-

rechten Versorgung schnellstmöglich 

zurückzunehmen. Aktuelle steuerliche 

Vorteile für Waldbesitzer sind soweit 

wie möglich zu erhalten. Die Wirt-

schaftsministerkonferenz betrachtet 

auch das wegen Schädlingsbefall ein-

geschlagene Holz als qualitativ voll-

wertigen Rohstoff, dessen Nutzung 

unter anderem beim Bau unterstützt 

werden sollte. Dem entgegenste-

hende Normen sollten überprüft und 

geändert werden. 

Öffentliche Auftraggeber sollten 

vorübergehend Preisgleitklauseln zu-

lassen, wo immer und soweit dies 

rechtlich zulässig ist, um die Auftrag-

nehmer vor ungeplanten Kostenrisiken 

zu schützen und einem Stopp bei öf-

fentlichen Investitionen aufgrund feh-

lender Angebote entgegenzuwirken. 

Öffentliche und private Auftraggeber 

sind aufgerufen, von Konventionalstra-

fen bei der Überschreitung von Liefer-

fristen aufgrund von Materialengpäs-

sen in der aktuellen Situation 

abzusehen. 

NRW-Wirtschaftsminister Prof. Dr. 

Andreas Pinkwart als Vorsitzender der 

Wirtschaftsministerkonferenz (WMK) 

begrüßte die Beschlüsse: „Wie wichtig 

offene Grenzen sind, zeigen auch die 

gegenwärtigen Engpässe und Preis-

sprünge bei Materialien und Rohstof-

fen. Sie bremsen das Wachstum und 

gefährden Arbeitsplätze in Mittelstand 

und Handwerk. Hier sollten vor allem 

öffentliche Auftraggeber auf Konven-

tionalstrafen verzichten, auf ihre Liefe-

ranten zugehen und einvernehmliche 

Lösungen suchen.“ 

Bundeswirtschaftsminister Peter 

Altmeier stellte nach der Wirtschafts-

ministerkonferenz seine Maßnahmen-

vorschläge zur Verbesserung der Ver-

sorgung mit Holzprodukten und 

anderen Baustoffen und Vorprodukten 

vor. Hinsichtlich des Umgangs mit Be-

schaffungs- und Preisproblemen im 

Rahmen öffentlicher Bauaufträge wird 

auf die Empfehlungen des Bundesmi-

nisteriums des Innern zur Anwendung 

von Preisgleitklauseln und Verzicht auf 

Konventionalstrafen verwiesen. Zudem 

soll auch in bestehenden Verträgen 

der zulässige Spielraum im Rahmen 

des Haushalts- und Vergaberechts 

ausgeschöpft werden, um Preiserhö-

hungen in der Beschaffung von not-

wendigen Baustoffen soweit wie mög-

lich auszugleichen. Weiterhin wird von 

Minister Altmeier die Nutzung von le-

diglich verfärbtem, aber  
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bautechnisch zulässigen Kalamitäts-

holz empfohlen. Wo es bautechnisch 

unbedenklich ist, müssten entspre-

chende Normen und Standards ange-

passt werden. Möglichkeiten zur 

 Beschleunigung von Genehmigungs-

verfahren sollten umfassend genutzt 

werden. Bei hohen Corona-bedingten 

Umsatzeinbrüchen bieten Bundesre-

gierung und Länder bis zum 30. Sep-

tember 2021 Corona-Unternehmens-

hilfen an, die von Unternehmen der 

Bauwirtschaft bereits in Anspruch ge-

nommen werden. Die Umsetzung der 

Maßnahmen ist laut Minister Altmeier 

Aufgabe der gesamten Bundesregie-

rung, der Länder, der Kommunen und 

der Wirtschaft selbst. Handelspolitische 

Maßnahmen wie Ausfuhrbeschränkun-

gen und Strafzölle seien keine geeig-

neten Maßnahmen, da sie – unabhän-

gig von ihrer rechtlichen Zulässigkeit – 

dem Verständnis eines freien Welthan-

dels widersprechen und wahrschein-

lich zu schädlichen Gegenmaßnah-

men führen würden. z

ZVEH-Präsident Hellmann mit Vorschlägen  
für konkrete Maßnahmen an die Adresse der Politik 
Nach einem Verbändegespräch mit 
Bundeswirtschaftsminister Peter Alt-
maier und Vertretern anderer Minis-
terien nahm der Präsident des Zen-
tralverbandes der Deutschen Elektro- 
und Informationstechnischen Hand-
werke (ZVEH) Lothar Hellmann in 
einem Brief an Peter Altmaier zum 
Thema Materialknappheit Stellung 
und führte darin auch mögliche 
Maßnahmen an. 

Der ZVEH-Präsident machte in seinem 

Schreiben deutlich, dass die Elektro-

handwerke ihre Rolle als Wirtschafts-

motor innerhalb der Corona-Krise zu 

verlieren drohten: „Es darf nicht sein, 

dass nun die Handwerksbetriebe die 

Liefer- und Beschaffungsprobleme 

sowie die Materialknappheit allein 

ausbaden müssen“, fasst Lothar Hell-

mann die Probleme der E-Handwerke 

zusammen und führt noch einmal aus, 

warum diese Preiserhöhungen nicht 

einfach an die Kunden weitergeben 

werden können. Seine Schlussfolge-

rung an die Adresse des Wirtschaftsmi-

nisters wie auch an die Politik insge-

samt: „Eine politische Flankierung un-

serer Bemühungen ist unerlässlich!“ 

Dabei führt Hellmann in seinem 

Brief auch gleich einen Katalog mög-

licher Maßnahmen – kurz-, mittel- und 

langfristige – an. Diese könnten folgen-

dermaßen aussehen: 

Kurzfristige Maßnahmen: 
– Verlängerung des Kurzarbeitergel-

des bis mindestens Ende 2021 als 

Hilfe für Betriebe, die aufgrund der 

geschilderten Situation trotz voller 

Auftragsbücher Kurzarbeit anmel-

den müssen. 

– Öffentliche Hand als Vorbild: Keine 

Erhebung von Vertragsstrafen im Be-

reich öffentlicher Auftraggeber be-

ziehungsweise flexible Vertragsan-

passungen. 

Mittelfristige Maßnahmen: 
– Prüfung zivilrechtlicher Möglichkei-

ten, um die Haftungssituation, in der 

sich elektrohandwerkliche Mitglieds-

unternehmen gegenüber ihren pri-

vaten Auftraggebern befinden, 

deutlich zu entschärfen. Hintergrund 

ist, dass 38 Prozent des Umsatzes 

elektrohandwerklicher Betriebe mit 

gewerblichen und industriellen Kun-

den und etwa 34 Prozent mit Privat-

kunden erwirtschaftet werden. 

– Bei der Prüfung zivilrechtlicher Op-

tionen sollte auch die gesetzliche 

Aussetzung von Konventionalstrafen 

in Erwägung gezogen werden. 

Zudem soll in den zuständigen Minis-

terien geprüft werden, inwieweit 

umfangreichere Preisgleitklauseln 

oder Klauseln in erleichterter Form 

zulässig sind (Anpassung des Rech-

tes der Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen). 

Langfristige Maßnahmen: 
– Es müssen hierzulande – bezie-

hungsweise in Europa – langfristig 

Strukturen geschaffen werden, die 

die Abhängigkeit von Zulieferern 

aus Asien und den USA verringern.z
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Berufliche Orientierung in Pandemiezeiten 
gemeinsam gestalten 
Bei einem Gespräch mit dem Vor-
stand des Unternehmerverbandes 
Handwerk NRW bekräftigte die Mi-
nisterin für Schule und Bildung des 
Landes NRW, Yvonne Gebauer, dass 
trotz der pandemiebedingten Ein-
schränkungen die Umsetzung der 
Beruflichen Orientierung an den 
Schulen sowie Praxiseinblicke in die 
betriebliche Ausbildung aufrechter-
halten bleiben müssen.  

Durch die Coronapandemie gestal-

tet sich die Suche nach Fach- und 

Ausbildungskräften im Handwerk der-

zeit schwierig. Die Situation ist aktuell 

durch rückläufige Ausbildungsverhält-

nisse in den Handwerksberufen und 

einen sich längerfristig abzeichnen-

den Fachkräftemangel gekennzeich-

net. Ein besonderes Problem bei der 

beruflichen Orientierung ist derzeit, 

dass den Betrieben der Zugang zu 

den traditionellen Präsenz- und Infor-

mationsangeboten im Schulunterricht 

nicht möglich ist und auch Ausbil-

dungsmessen und Berufsfelderkun-

dungen bzw. Praktika in den Betrie-

ben nur mit Einwilligung der Eltern 

und Betriebe stattfinden können. Als 

Folge haben zahlreiche Akteure aus 

den Handwerksorganisationen sowie 

die Kommunen ihre digitalen Berufs-

orientierungsangebote stark ausge-

baut und unterstützen die Betriebe 

u. a. mit Social-Media-Kampagnen 

und virtuellen Einblicken in die Berufs-

ausbildung und den Einstellungspro-

zess. In Anwesenheit der Ministerin be-

richtete der stv. Landesinnungsmeister 

des Fachverbandes des Tischlerhand-

werks, Herr Thomas Klode, von der Be-

teiligung seines Betriebes an dem 

Projekt „Digitale Pinnwand“ im Rah-

men der digitalen Berufsorientierung 

der Stadt Düsseldorf. Ministerin Ge-

bauer bot ihre Unterstützung bei der 

Bekanntmachung digitaler Angebote 

von Betrieben zur Umsetzung von 

Standardelementen im Rahmen der 

Beruflichen Orientierung an, denn: 

„Uns eint das Ziel, hier mehr zu errei-

chen. Schülerbetriebspraktika spielen 

innerhalb der Beruflichen Orientie-

rung eine wichtige Rolle, deswegen 

haben wir schon früh mit Blick auf die 

Pandemiesituation umfangreiche Fle-

xibilisierungsmöglichkeiten eröffnet, 

um angepasste oder alternative Um-

setzungsformate möglich zu ma-

chen“ Sie führte weiterhin aus, dass 

die im Rahmen der Landesinitiative 

„Kein Abschluss ohne Anschluss“ 

(KAoA) geschaffenen Organisations-

strukturen, insbesondere die kommu-

nalen KAoA-Steuerungsgremien, die 

ideale Plattform bieten, um auch re-

gionale Angebote der Handwerksor-

ganisationen zielgerichtet an Schulen 

zu platzieren. Angebote von landes-

weiter Relevanz können von Seiten 

des Schulministeriums distribuiert wer-

den. UVH-Präsident Hans-Joachim 

Hering bat die Ministerin, Lehrerinnen 

und Lehrer gezielt für die Bedeutung 

und Notwendigkeit der Beruflichen 

Orientierung im Unterricht auch wäh-

rend der Corona-Pandemie zu sensi-

bilisieren und Rahmenbedingungen 

zu erhalten, die die Durchführung der 

Beruflichen Orientierung ermögli-

chen. Auch die Berufspraktika müss-

ten weiter durchgeführt werden. z
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NRW-Handwerk will starke Ehrenamtsakademie:  
UVH unterzeichnet Kooperationsvereinbarung 
Gemeinsam schlägt das NRW-Hand-
werk einen neuen Weg zur Stärkung 
des ehrenamtlichen Engagements 
im Handwerk ein. Ziel ist es, das wich-
tige Engagement wertzuschätzen 
und zu fördern sowie mehr Handwer-
kerinnen und Handwerker für die 
 ehrenamtliche Arbeit zu gewinnen. 
Mit Unterzeichnung einer Kooperati-
onsvereinbarung wollen der West-
deutsche Handwerkskammertag 
(WHKT), die sieben Handwerkskam-
mern NRW, der Unternehmerverband 
Handwerk NRW (UVH), der Landes-
verband der Kreishandwerkerschaf-

ten, die Handwerksjunioren NRW und 
die Unternehmerfrauen im Handwerk 
NRW ein gemeinsames Vorgehen 
zum Aufbau der Ehrenamtsakademie 
Handwerk NRW (EAH) auf den Weg 
bringen. 

Das Ehrenamt zukunftsfähig zu fördern 

und moderne Formen der Ansprache 

und Unterstützung anzubieten, ist das 

Ziel der nordrhein-westfälischen Hand-

werksorganisation. Mit dem Aufbau 

der EAH entsteht deshalb in 2021 das 

Dach für ein Bildungs- und Netzwerk-

angebot an ehrenamtlich Engagierte. 

Derzeit werden in verschiedenen Er-

probungsveranstaltungen Impulse für 

ehrenamtliches Engagement in den 

einzelnen Kammerregionen und 

Handwerksorganisationen gegeben. 

Neben den Kernthemen Nachwuchs, 

Information, Weiterbildung und Wert-

schätzung gehören die politische Be-

teiligung auf kommunaler und Landes-

ebene sowie die Außendarstellung 

von Ehrenamt auf die Agenda.  

„Ehrenamtliches Engagement ist 

die Basis für eine lebenswerte Gesell-

schaft, aber auch entscheidend für 

eine erfolgreiche Selbstverwaltung. 
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Ausbildungskonsens Nordrhein-Westfalen  
ruft zum „Sommer der Berufsausbildung“ auf 
Beim gemeinsamen Spitzenge-
spräch haben sich die Partner des 
Ausbildungskonsenses NRW, auf Ak-
tivitäten zur Stabilisierung des Aus-
bildungsmarktes geeinigt. Unter der 
gemeinsamen Dachmarke „Ausbil-
dung jetzt!“ ruft der Ausbildungskon-
sens NRW zum „Sommer der Berufs-
ausbildung“ auf. Ziel ist es, auf die 
vielfältigen Möglichkeiten der Be-
rufsausbildung und deren Chancen 
aufmerksam zu machen und für Un-
terstützungsangebote zu werben.  

Das Pandemiegeschehen stellt den 

Ausbildungsmarkt in Nordrhein-West-

falen auch in diesem Jahr vor Heraus-

forderungen. Viele Jugendliche 

haben sich aktuell noch nicht auf 

einen Ausbildungsplatz beworben, da 

sie häufig noch unentschlossen sind. 

Auch Unternehmen zögern teilweise 

noch, Ausbildungsstellen anzubieten. 

Für das Handwerk machte der Präsi-

dent des Westdeutschen Handwerks-

kammertages (WHKT), Hans Hund, 

deutlich: 

 „Das Handwerk engagiert sich 

für den besonders von der Pandemie 

betroffenen Schulentlassjahrgang 

2021. Wer einen krisensicheren Ar-

beitsplatz – auch in Pandemiezeiten – 

mit besten Aufstiegsperspektiven in 

der Höheren Berufsbildung zum Ba-

chelor Professional oder Master Pro-

fessional sucht,  findet gerade jetzt 

den perfekten Einstieg über Praktikum 

und Ausbildungsvertrag ins Hand-

werk. Im Handwerk steht der Mensch 

im Mittelpunkt, wird die Familien-

freundlichkeit gelebt und sinnvolle Tä-

tigkeiten im Sinne des nachhaltigen 

Wirtschaftens und der Zukunftsgestal-

tung geboten. Ich ermutige Schulab-

gängerinnen und Schulabgänger 

sowie Studienaussteigerinnen und 

Studienaussteiger, sich jetzt im Hand-

werk zu bewerben.“ 

Der Ausbildungskonsens Nord-

rhein-Westfalen ist das Spitzengre-

mium von Landesregierung, Wirt-

schaft, Gewerkschaften, Kammern 

und dem Verband Freier Berufe Nord-

rhein-Westfalen, der Bundesagentur 

für Arbeit und den Kommunalen Spit-

zenverbänden, das wichtige Wei-

chenstellungen im Bereich Berufsori-

entierung und Ausbildung legt. Seit 

fast 25 Jahren setzt er sich dafür ein, 

dass junge Menschen in Nordrhein-

Westfalen, die ausgebildet werden 

wollen, eine größere Chance auf 

einen Ausbildungsplatz erhalten. z
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Gerade Engagement im und für das 

Handwerk ist voller Gestaltungsmög-

lichkeiten. Wir freuen uns über jeden, 

der bereit ist, sich für unsere 190.000 

Betriebe und 1,2 Millionen Beschäf-

tigte im NRW-Handwerk einzusetzen“, 

erklärt Hans Hund, Präsident des WHKT. 

Matthias Heidmeier, Hauptgeschäfts-

führer des WHKT ergänzt: „Wir wollen 

uns noch weiter öffnen und mehr 

junge Menschen, mehr Frauen und 

mehr Menschen mit Migrationserfah-

rung für ehrenamtliches Engagement 

gewinnen. Dafür ist die Ehrenamtsaka-

demie eine tolle Möglichkeit.“ 

Damit die EAH auch nach ihrem 

Aufbau eine nachhaltige Verankerung 

im Handwerk und im Ehrenamt er-

fährt, ist eine enge Verzahnung mit der 

Akademie des Handwerks Schloss 

Raesfeld fester Bestandteil der EAH-

Konzeption. Ab 2022 sollen Weiterbil-

dungs- und Trainingsangebote ver-

stärkt werden.  

Unterstützt wird der Aufbau der 

EAH vom Ministerium für Wirtschaft, In-

novation, Digitalisierung und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen. z

HANDWERK.NRW legt Positionspapier zum Bürokratieabbau vor 

Der Vorstand von HANDWERK.NRW 
hat am 8. Juni 2021 ein gemeinsa-
mes Positionspapier der nordrhein-
westfälischen Handwerksorganisatio-
nen HANDWERK.NRW, Westdeutscher 
Handwerkskammertag und Unter-
nehmerverband Handwerk NRW zum 
Thema „Ganzheitliche Unterneh-
mensentlastung“ beschlossen. 

Das nordrhein-westfälische Handwerk 

fordert die Landesregierung auf, die 

bisherigen Maßnahmen zum Bürokra-

tieabbau systematisch weiterzuentwi-

ckeln. „Das Land muss sich gegen-

über Bund und EU als Motor der 

Bürokratievermeidung verstehen“, 

appellierte der Präsident der Dachor-

ganisation HANDWERK.NRW, Andreas 

Ehlert. „Wir brauchen eine ganzheitli-

che Vorstellung davon, wie wir Büro-

kratiekosten und Wettbewerbshemm-

nisse für den Mittelstand abbauen“, 

betonte Andreas Ehlert. „Das wäre 

angesichts der zuletzt angestiegenen 

Staatsverschuldung eine Wachstums- 

und Konjunkturpolitik zum Nulltarif.“ 

Das Handwerk kann sich auch Entlas-

tungen durch Aufgabenübertragun-

gen im Sinne des Subsidiaritätsprinzips 

vorstellen. So könnten auch Hand-

werksorganisationen im Sinne be-

triebsnaher Lösungen entsprechende 

Aufgaben übernehmen. 

Weitere Entlastungsvorschläge 

kommen aus den einzelnen Bran-

chen des Handwerks: „Es gibt sehr 

konkrete Beispiele, wie das Land aus 

eigener Kraft Belastungen und Wett-

bewerbshemmnisse abbauen kann“, 

betonte der Präsident des Unterneh-

merverbandes Handwerk NRW, Hans-

Joachim Hering. „Die Kleine Bauvor-

lageberechtigung für Maurer- und 

Zimmerermeister sollte nach dem Vor-

bild anderer Bundesländer endlich 

auch in Nordrhein-Westfalen einge-

führt werden. Und die Gebühren für 

anlasslose Erstkontrollen der Lebens-

mittelhygiene belasten mittelständi-

sche Bäcker und Fleischer ungerecht-

fertigt. Man bestraft damit nicht die 

schwarzen Schafe, sondern trifft 

damit vor allem die sauberen Be-

triebe.“ 

Das Handwerk plädiert auch 

dafür, die Möglichkeiten der Digitali-

sierung konsequent zu nutzen: „Die 

ersten Schritte sind mit dem Wirt-

schafts-Service-Portal jetzt gemacht. 

Aber es gibt noch viel Potenzial, Ge-

nehmigungsverfahren zu vereinfa-

chen und zu beschleunigen“, be-

tonte Hans Hund, der Präsident des 

Westdeutschen Handwerkskammer-

tags. „Digitalisierung kann außerdem 

einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 

Statistik- und Dokumentationspflich-

ten zu reduzieren.“ Aufgeschlossen ist 

das Handwerk auch dafür, künftige 

Entlastungschritte in Reallaboren zu 

erproben und bei Erfolg auszuweiten. 

Auch bei den landeseigenen Zustän-

digkeiten sieht das Handwerk noch 

Möglichkeiten, die bisherige „Entfes-

selungsstrategie“ von Wirtschaftsmi-

nister Pinkwart fortzuführen.  

Gemeinsam sehen die Präsiden-

ten der NRW-Handwerksorganisatio-

nen noch einiges Potential, landesei-

gene Vorschriften zu entrümpeln und 

mehr Zug in die Bürokratiekritik zu 

bringen. „Insbesondere durch ein Ini-

tiativrecht der Clearingstelle Mittel-

stand, damit diese selbst Anregun-

gen zur mittelstandsfreundlichen 

Ausgestaltung des Landesrechts vor-

legen kann,“ so die Präsidenten. Sie 

fordern gemeinsam, dass nun das 

Mittelstandsförderungsgesetz wie an-

gekündigt entsprechend novelliert 

wird. z
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Armin Laschet ist 20. Träger des Europäischen Handwerkspreises 

Armin Laschet ist der 20. Träger des 
Europäischen Handwerkspreises. Der 
Ministerpräsident des Landes Nord-
rhein-Westfalen erhält die von den 
nordrhein-westfälischen Handwerks-
organisationen verliehene Auszeich-
nung für seinen Einsatz für ein Europa 
der Vielfalt, der Wettbewerbsfähigkeit, 
der Nachhaltigkeit und der partner-
schaftlichen Beziehungen Deutsch-
lands und Nordrhein-Westfalens zu 
den Nachbarn.  

Der Ministerpräsident und Bundesvor-

sitzende der CDU erhielt die Ehrenur-

kunde im Kölner Rathaus durch Ober-

bürgermeisterin Henriette Reker und 

die Spitzenvertreter des nordrhein-

westfälischen Handwerks überreicht. 

Die üblicherweise alle zwei Jahre statt-

findende Preisverleihung musste 2020 

pandemiebedingt verschoben wer-

den und fand im Historischen Rathaus 

der Domstadt als digitale Veranstal-

tung ohne anwesende Gäste statt. 

Der Präsident der Dachorganisation 

HANDWERK.NRW Andreas Ehlert wür-

digte den in Aachen beheimateten 

Laschet in seiner Laudatio als einen „in 

einer europäischen Grenzregion ver-

wurzelten leidenschaftlichen Euro-

päer“, der sich „für die enge grenz-

überschreitende Kooperation im 

gemeinsamen Kulturraum Deutsch-

land – Belgien – Niederlande –Luxem-

burg und Frankreich immer stark en-

gagiert“ habe. „Das ist eine prägende 

Konstante Ihres politischen Handelns“, 

so Ehlert. Der deutsche Spitzenpolitiker 

mit europapolitischer Erfahrung Armin 

Laschet habe „aufgrund seiner gan-

zen politischen Prägung her ein 

Grundverständnis dafür, dass in der EU 

die dezentralen, überschaubaren Ein-

heiten in ihrem Gestaltungsspielraum 

gestärkt werden“ und „übergeord-

nete Ebenen“ sich „auf kluge Regel-

setzungen konzentrieren“ müssten. 

Dazu müsse mit Blick auf ein einiges, 

starkes Europa der Vielfalt dem Grund-

satz der Subsidiarität künftig „im Alltag 

der Europapolitik“ stärker Rechnung 

getragen werden. Ehlert band die 

Auszeichnung an eine Handlungsper-

spektive, die gleichermaßen der christ-

lichen Sozialethik entspreche, der der 

Preisträger sich verbunden fühle, wie 

der Sicht von Handwerk und Mittel-

stand auf ein europapolitisches Auf-

gabenverständnis. „Nachhaltiges Wirt-

schaften hängt von einer Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit und einer offe-

nen Innovationskultur ab“, so Ehlert. Es 
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brauche „entschlossene Pro-Europäer 

wie Armin Laschet, die die Reformde-

batte über die Perspektive der Inte-

gration“ führten. Der Präsident des 

Zentralverbands des Deutschen Hand-

werks, Hans-Peter Wollseifer, bezeich-

nete in seiner Glückwunschrede La-

schet als einen profunden Kenner des 

Handwerks, der nicht zuletzt um die in-

tegrative Bedeutung der Ausbildungs-

leistung des Wirtschaftsbereichs wisse, 

und erbat sich seinerseits politische 

Unterstützung für eine starke Initiative 

„Pro Duale Ausbildung“. Auch Ober-

bürgermeisterin Henriette Reker wür-

digte die Verständigungsleistung der 

Persönlichkeit des Preisträgers: Armin 

Laschet könne zuhören und verste-

hen, und schaffe Vertrauen auf Basis 

eines Wertegerüsts aus Freiheit und 

Gemeinsinn. Der Ministerpräsident be-

kräftigte in seiner Dankesreplik seine 

Leitvorstellung von einem Europa der 

Subsidiarität und derSolidarität, die 

unter anderem in der kommunalen 

Selbstverwaltung und einer tief verwur-

zelten Skepsis gegenüber Zentralismus 

ihren Ausdruck finde. Laschet plä-

dierte dafür, Gesellschaftsorganisation 

und Menschenbild, aber auch die Lö-

sungsfähigkeit Europas weiterhin für 

modellhaft und zukunftsfähig zu hal-

ten. Gerade das Handwerk habe die 

Freiheit der Städte und die Kultur Eu-

ropa geprägt, schaffe „Werte und 

Wachstum“, und sei ferner ein Ort der 

Integration.  

Die zum Abschluss der Feierstunde 

von Präsident Ehlert und den Vize -

präsidenten Hans-Joachim Hering 

(Präsident des Unternehmerverbands 

Hand werk), Hans Hund (Präsident des 

Westdeutschen Handwerkskammerta-

ges) und der Oberbürgermeisterin 

überreichte Urkunde trägt folgenden 

Wortlaut: „In Anerkennung seines lei-

denschaftlichen und christlich inspirier-

ten Europäertums, seiner Impulse  

für partnerschaftliche Beziehungen 

Deutschlands und Nordrhein-Westfa-

lens zu den europäischen Nachbarn, 

seines Einsatzes für ein Europa der Viel-

falt, der Wettbewerbsfähigkeit und der 

Nachhaltigkeit sowie seines Eintretens 

für eine vom Subsidiaritätsprinzip ge-

prägte Wirtschafts-und Sozialordnung 

verleiht das nordrhein-westfälische 

Handwerk Herrn Armin Laschet, Minis-

terpräsident des Landes Nordrhein-

Westfalen, den EUROPÄISCHEN HAND-

WERKSPREIS.“  

Der Europäische Handwerkspreis 

ehrt herausragende Persönlichkeiten 

des internationalen öffentlichen Le-

bens, die sich besonders um Hand-

werk und Mittelstand verdient ge-

macht haben. In den vergangenen 

drei Jahrzehnten waren die Bundes-

präsidenten a.D. Joachim Gauck, 

Roman Herzog und Johannes Rau, 

Bundeskanzler a.D. Helmut Kohl, he-

rausragende Europapolitiker wie Kom-

missionspräsident a.D. Jean Claude 

Juncker und der belgische Premiermi-

nister a.D. Leo Tindemans, aber auch 

Spitzenpersönlichkeiten der Kirchen 

(Karl Kardinal Lehmann, Nikolaus 

Schneider) und der Wissenschaft (Ri-

chard Sennett, Udo Di Fabio) gewür-

digt worden. z

Nutzen Sie ab sofort auch unsere neue 
Internetadresse für die aktualisierte UVH-Homepage:  

www.uvh-nrw.de

http://www.uvh-nrw.de
https://www.uvh-nrw.de
https://www.uvh-nrw.de
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Aus den Verbänden 

Martina Gralki-Brosch als 
Bundesinnungsmeisterin 
wiedergewählt 

Bei der diesjährigen Jahreshaupt-

versammlung des Zentralverbandes 

Schilder und Lichtreklame wurde Mar-

tina Gralki-Brosch einstimmig zur Bun-

desinnungsmeisterin wiedergewählt. 

Zum stellvertretenden Bundesin-

nungsmeister wurde – ebenfalls ein-

stimmig – Frank Berenbrinker wieder-

gewählt. 

Tischler nrw: Delegierte wählen den 
Düsseldorfer Tischlermeister Thomas 
Klode zum Nachfolger von Rainer 
Söntgerath 

Wechsel an der Spitze des Fach-

verbandes Tischler NRW: Bei der digi-

talen Mitgliederversammlung am 

16. Juni 2021 haben die Delegierten 

der Tischler-Innungen in Nordrhein-

Westfalen Thomas Klode mit großer 

Mehrheit zum neuen Verbandsvorsit-

zenden gewählt. Der 49-Jährige Düs-

seldorfer tritt damit die Nachfolge von 

Rainer Söntgerath an. Der bisherige 

Vorsitzende des Fachverbandes hatte 

bereits bei der Wahl im Jahr 2018 an-

gekündigt, aus Altersgründen nicht 

mehr für die komplette fünfjährige 

Amtszeit zur Verfügung zu stehen. Mit 

seinem Rücktritt machte der 67-Jäh-

rige nun den Posten des Landesin-

nungsmeisters, den er seit 2010 inne-

hatte, frei für seinen Nachfolger. 

Bei der Wahl zum neuen Vorsitzen-

den konnte Thomas Klode – bei zwei 

Enthaltungen – knapp 93 Prozent der 

Stimmen für sich verbuchen. „Ich be-

danke mich für das Vertrauen meiner 

Kollegen und freue mich darauf, ge-

meinsam mit ihnen die Zukunft des 

Fachverbandes gestalten zu können“, 

sagt der Düsseldorfer Tischlermeister 

und bisherige stellvertretende Ver-

bandsvorsitzende. „Eine der großen 

Herausforderungen wird es sein, den 

digitalen Wandel unseres Berufes zu 

begleiten. Ebenso ist die Gewinnung 

von geeigneten Nachwuchskräften 

für mich ein großes Thema. Bei vielen 

dieser Aufgaben wird es darum 

gehen, den Blick nicht nur auf NRW zu 

richten, sondern bundesweit zusam-

menzuarbeiten.“ 

Durch das Ausscheiden von Rainer 

Söntgerath aus dem Vorstand galt  

es bei der Mitgliederversammlung 

zudem, den freigewordenen Posten 

des stellvertretenden Vorsitzenden und 

einen Sitz im Vorstand neu zu beset-
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UVH-Unternehmertag 2021: Podiumsdiskussion mit 
Bundestagskandidaten aus dem Handwerk 
Kurz vor der Bundestagswahl disku-
tieren auf Einladung des Unterneh-
merverbandes Handwerk NRW 
(UVH) in einer Podiumsdiskussion 
Bundestagskandidaten verschiede-
ner Parteien über aktuelle Themen 
aus dem Bereich der Wirtschafts- 
und Mittelstandspolitik. Dazu findet 
am 9. September 2021 der nächste 
UVH-Unternehmertag zum Thema 
„Bundestagskandidaten mit Herz für 
das Handwerk“ statt.  

Im Mittelpunkt der Diskussionsrunde 

stehen u.a. die wirtschaftspolitischen 

Konzepte der Parteien sowie Strate-

gien zur Fachkräftequalifizierung, Di-

gitalisierung und Nachhaltigkeit im 

Handwerk. Teilnehmer der Podiums-

diskussion werden sein: Frau Marie-

Luise Dött (MdB, CDU), Herr Andreas 

Rimkus (MdB, SPD), Herr Jörg von Pol-

heim (FDP) und Herr Roland Schüren 

(Die Grünen). Gemeinsam ist den teil-

nehmenden Politikern eine enge be-

rufliche Verbindung zum Handwerk. In 

einem Impulsreferat wird ZDH-Gene-

ralsekretär Holger Schwannecke in 

die Erwartungen des Handwerks zur 

nächsten Bundestagswahl 2021 ein-

führen.  

Der Unternehmertag findet am 

Donnerstag, 9. September 2021 von 

10.30 bis 12.30 Uhr in der Handwerks-

kammer Düsseldorf statt und wird als 

Videokonferenz im Format Go to 

Meeting übertragen. Alle interessier-

ten Handwerksunternehmer sind ein-

geladen. Um eine Anmeldung unter 

kontakt@uvh-nrw.de wird gebeten. z

mailto:kontakt@uvh-nrw.de
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zen. Bei der Abstimmung wählten die 

Delegierten Markus Köster aus Alten-

berge zum neuen Stellvertreter. Dieses 

Amt teilt sich der 52-Jährige mit Tho-

mas Radermacher, der gleichzeitig 

auch Präsident des Bundesverbandes 

Tischler Schreiner Deutschland ist. Für 

den Posten eines neuen Vorstandsmit-

gliedes standen mit Sebastian Bächer 

aus Köln und Jürgen Bröker aus Winter-

berg zwei Kandidaten zur Wahl. Da je-

weils exakt die Hälfte der abgegebe-

nen Stimmen auf beide Kandidaten 

entfiel, wurde auf eine weitere Stich-

wahl verzichtet. Stattdessen verstän-

digten sich alle Beteiligten darauf, 

dass sowohl Sebastian Bächer als 

auch Jürgen Bröker bis zur nächsten 

Wahl als kooptierte Mitglieder in den 

Vorstand aufgenommen und eng in 

die Vorstandsarbeit eingebunden wer-

den sollen. z

Arbeitgeber erst ab 1. Juli 2022 in 
die elektronische Übermittlung von 
Arbeitsunfähigkeitsdaten 
einbezogen 

Zunächst war gesetzlich vorgese-

hen, dass Arbeitgeber ab dem 1. Ja-

nuar 2022 in das bereits beschlossene 

elektronische Verfahren zur Übermitt-

lung von Arbeitsunfähigkeitsdaten 

durch die Ärzte an die Krankenkassen 

eingebunden werden. Mit dem „Ge-

setz zur Verbesserung der Transparenz 

in der Alters-sicherung und der Reha-

bilitation sowie zur Modernisierung der 

Sozialversicherungswahlen“ (Gesetz 

Digitale Rentenübersicht) wird nun-

mehr der obligatorische Start dieses 

elektronischen Datenaustauschs (DTA 

eAU) zwischen Krankenkassen und Ar-

beitgebern auf den 1. Juli 2022 ver-

schoben.  

Telefonische Krankschreibung 
verlängert 

Der Gemeinsame Bundesaus-

schuss (G-BA) hat erneut bundesweit 

die Möglichkeit der Ausstellung von Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigungen 

nach telefonischer Anamnese verlän-

gert. Sie endet nicht mehr am 30. Juni, 

sondern gilt nun bis zum 30. Septem-

ber 2021. Mit dieser Sonderregelung 

können Versicherte, die an leichten 

Atemwegserkrankungen leiden, auch 

weiterhin telefonisch bis zu 7 Tage 

krankgeschrieben werden und für wei-

tere 7 Kalendertage eine Folgebe-

scheinigung erhalten. Voraussetzung 

dafür ist aber, dass sich Ärztinnen und 

Ärzte durch eine eingehende telefoni-

sche Befragung persönlich vom ge-

sundheitlichen Zustand der Versicher-

ten überzeugen.  

Die Pressemitteilung des G-BA 

dazu mit einer ausführlicheren Begrün-

dung finden Sie hier: https://www.g-

ba.de/presse/pressemitteilungen-mel-

dungen/961/ z
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Online-Attest ohne vorherige 
Untersuchung begründet keinen 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung 

Das Arbeitsgericht Berlin hat mit 

Urteil vom 1. April 2021 (Az.: 42 Ca 

16289/20) entschieden, dass ein über 

den Online-Dienst www.au-schein.de 

ausgestelltes Attest ohne vorherige 

ärztliche Untersuchung nicht für den 

Beweis der Arbeitsunfähigkeit geeig-

net ist. Der Online-Dienst ermöglicht 

gegen Zahlung einer Gebühr den Er-

halt einer Arbeitsunfähigkeitsbeschei-

nigung als PDF ausschließlich im Wege 

der Fernbehandlung nach Beantwor-

tung einiger Fragen zum Gesundheits-

zustand für zahlreiche Krankheitsbilder. 

Pandemiebedingt wurde die Möglich-

keit geschaffen, unter bestimmten Vo-

raussetzungen AU-Bescheinigungen 

für eine Dauer bis zu 7 Kalendertagen 

zu erstellen, wenn der Arzt sich durch 

eingehende telefonische Befragung 

persönlich davon überzeugen konnte, 

dass eine Arbeitsunfähigkeit in Form 

einer Erkrankung der oberen Atem-

wege ohne schwere Symptomatik vor-

lag. Dabei muss die Behandlung allein 

über Kommunikationsmedien ärztlich 

vertretbar sein und der behandelnde 

Arzt bewerten, ob eine Fernbehand-

lung mit dem anerkannten Stand der 

medizinischen Erkenntnisse vereinbar 

ist. Eine Bewertung ohne Interaktion 

mit dem Patienten ist jedoch nicht 

möglich und daher auch nicht ausrei-

chend, um darauf eine AU-Bescheini-

gung zu stützen. Für den Arbeitgeber 

ist es allerdings oftmals schwierig zu 

beurteilen, ob es sich bei der vom Ar-

beitnehmer vorgelegten Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigung um eine On-

line-Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

handelt. Indizien dafür können eine 

fehlende Vertragsarztnummer auf der 

Bescheinigung oder eine große Entfer-

nung zwischen Wohnort des Arbeit-

nehmers und dem Arbeitsort oder der 

Praxis des ausstellenden Arztes sein. 

Anspruch auf Dank und gute 
Wünsche im Arbeitszeugnis 

Das Landesarbeitsgericht Düssel-

dorf hat mit Urteil vom 12. Januar 2021 

(Az. 3 Sa 800/20) entschieden, dass ein 

Arbeitnehmer, dem ein einwandfreies 

Verhalten und (zumindest leicht) über-

durchschnittliche Leistungen attestiert 

werden, in der Regel einen Anspruch 

auf Dank und gute Wünsche für die 

Zukunft im Arbeitszeugnis hat. Die 

 Parteien hatten sich in einem gericht-

lichen Vergleich im Rahmen eines Kün-

digungsschutzverfahrens auf die Ver-

pflichtung des beklagten Arbeitgebers 

zur Erteilung eines „qualifizierten wohl-

wollenden Arbeitszeugnisses“ geeinigt. 

Zwischen den Parteien ist im Nach-

gang zu diesem Vergleich streitig, ob 

ein „qualifiziertes wohlwollendes Ar-

beitszeugnis“ den Arbeitgeber zum 

Ausspruch von Dank und guten Zu-

kunftswünschen im erteilten Arbeits-

zeugnis verpflichtet. Die Klage des Ar-

beitnehmers hatte Erfolg. Nach 

Auffassung der Richtersteht dem Klä-

ger der geltend gemachte Anspruch 

auf Erteilung eines Arbeitszeugnisses 

mit Dankesformel und Aus-spruch 

guter Wünsche für die berufliche und 

private Zukunft zu. Das folge aus dem 

Rücksichtnahmegebot des § 241 

Abs. 2 BGB, welches die Leistungspflicht 

nach § 109 GewO insoweit konkreti-

siere. Fehlten bestimmte Schlussformeln 

in Zeugnissen, stelle dies die positive 

Aussage-kraft des Zeugnisses grundle-

gend in Frage. Die entgegenstehende 

Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-

richts komme hier nicht zum Tragen, da 

die Leistungsbeurteilung leicht über-

durchschnittlich ausfalle und in der Be-

urteilung dem  Arbeitnehmer ein ein-

wandfreies Verhalten attestiert werde. 

Ein Rechtsanspruch auf die Äußerung 

eines – tatsächlich nicht vorhande-

nen – Bedauerns über das Ausschei-

den des Mitarbeiters bestünden nicht. 

Denn dem steht die Wahrheitspflicht 

entgegen. 

Keine Tariffähigkeit der DHV – Die 
Berufsgewerkschaft e.V.  

Der Erste Senat des Bundesarbeits-

gerichts hat mit Beschluss vom 22. Juni 

2021 (Az. 1 ABR 28/20) entschieden, 

dass die DHV – Die Berufsgewerk-

schaft e.V. (DHV) nicht tariffähig ist. 

Tarifverträge kann nur eine tariffä-

hige Arbeitnehmervereinigung schlie-

ßen. Das setzt voraus, dass die Vereini-

gung über eine Durchsetzungskraft 

gegenüber der Arbeitgeberseite und 

eine hinreichende organisatorische 

Leistungsfähigkeit in einem zumindest 

nicht unbedeutenden Teil des bean-

spruchten Zuständigkeitsbereichs ver-

fügt. Diese soziale Mächtigkeit wird 

 regelmäßig durch die Zahl der organi-

sierten Arbeitnehmer vermittelt.  

Die im Jahr 1950 als Gewerkschaft 

der Kaufmannsgehilfen neu gegrün-

dete DHV verstand sich nach ihrer 

1972 geltenden Satzung als eine Ge-

werkschaft der Angestellten im Han-

del, in der Industrie und dem privaten 

und öffentlichen Dienstleistungsbe-
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reich; seit 2002 als eine Gewerkschaft 

der Arbeitnehmer in Bereichen, die 

durch kaufmännische und verwal-

tende Berufe geprägt sind. Nach 

mehreren weiteren Änderungen des 

Organisationsbereichs erstreckt sich 

ihre Tarifzuständigkeit auf der Grund-

lage einer im November 2014 be-

schlossenen Satzung nunmehr auf 

 Arbeitnehmer in unterschiedlichsten 

Bereichen, so u. a. private Banken  

und Bausparkassen, Versicherungsge-

werbe, Einzel- und Binnengroßhandel, 

Krankenhäuser in privatrechtlicher 

Rechtsform, Rettungsdienste, Deut-

sches Rotes Kreuz, Fleischwarenindus-

trie, Reiseveranstalter, Textilreinigung, 

Einrichtungen der privaten Alten- und 

Behindertenpflege sowie IT-Dienstleis-

tungsunternehmen für Steuerberater, 

Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte. 

Die DHV verfügt – nach eigenem Be-

kunden – über 66.826 Mitglieder, die in 

ihrem satzungsmäßigen Zuständig-

keitsbereich beschäftigt sind. Dieser er-

fasst nach Angaben der DHV um die 

6,3 Mio. Arbeitnehmer, was einem 

 Gesamtorganisationsgrad von etwa 

einem Prozent entspricht. In den 

 einzelnen Zuständigkeitsbereichen 

schwankt ihr Organisationsgrad zwi-

schen ungefähr 0,3 % (kaufmännische 

und verwaltende Berufe bei kommu-

nalen Arbeitgebern) und 2,4 % (Versi-

cherungsgewerbe). 

In einem u.a. von den Gewerk-

schaften IG Metall, ver.di und NGG 

eingeleiteten Beschlussverfahren 

haben diese die – zuletzt auf die Zeit 

ab dem 21. April 2015 bezogene – 

Feststellung begehrt, dass die DHV 

nicht tariffähig ist. 

Das Arbeitsgericht hat dem An-

trag stattgegeben, das Landesarbeits-

gericht hat ihn abgewiesen. Nach 

Aufhebung dieser Entscheidung durch 

das Bundesarbeitsgericht mit Be-

schluss vom 26. Juni 2018 und Zurück-

verweisung der Sache an das Landes-

arbeitsgericht hat dieses festgestellt, 

dass die DHV auf der Grundlage ihrer 

letzten Satzung seit dem 21. April 2015 

nicht tariffähig ist. Die hiergegen erho-

bene Rechtsbeschwerde der DHV 

hatte vor dem Ersten Senat des Bun-

desarbeitsgerichts keinen Erfolg. Wie 

die gebotene Gesamtwürdigung er-

gibt, kann selbst bei Zugrundelegung 

der Angaben der DHV nicht prognos-

tiziert werden, dass diese in ihrem ei-

genständig bestimmten Zuständig-

keitsbereich über die notwendige 

mitgliedervermittelte Durchsetzungs-

fähigkeit gegenüber den sozialen Ge-

genspielern verfügt. Die DHV kann ihre 

soziale Mächtigkeit auch nicht aus 

ihrer Teilnahme am Tarifgeschehen auf 

der Grundlage ihrer aktuellen Satzung 

herleiten. z

Nachstehend geben wir Ihnen die 
Neu- und Wiederberufungen der eh-
renamtlichen Richter aus dem Hand-
werk in Nordrhein-Westfalen be-
kannt: 

Arbeitsgerichte: 
n Bielefeld 

Peter Poggengerd, Dipl.-Ing. Maschi-

nenbau FH, Gütersloh 

n Bocholt 

Bastian Bors, Geschäftsführer, Hammin-

keln 

Hans-Hardy Krabbe, Geschäftsführen-

der Gesellschafter der Auto Krabbe 

GmbH, Bocholt 

n Dortmund 

Andreas Makowski, Installateur- und 

Heizungsbauermeister, Dortmund 

Joachim Susewind, Hauptgeschäfts-

führer, Meschede 

n Essen 

Andreas Weber, Geschäftsführer, Essen 

n Gelsenkirchen 

Holger Augustin, Friseurmeister, Gelsen-

kirchen 

Dipl.-Ing. Heiko Brusis, Installationsbe-

trieb für Sanitär-Heizungs- und Klima-

technik, Gelsenkirchen 

n Herford 

Kirsten Generotzky, Geschäftsführe-

rin/Dipl.-Kauffrau, Hiddenhausen 

n Krefeld 

Bettina Schütze, Dipl.-Betriebswirtin, 

Krefeld 

n Rheine 

Klaus Schröer, Bäckermeister, Nord-

walde 

Günter Schrade, Geschäftsführer, 

Münster 

n Solingen 

Dr. Elke Moosbach, Geschäftsführerin, 

Solingen 

n Wuppertal 

Oliver Kaufung, Sanitär-Heizungsbau-

Meister, Wuppertal z
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Stilus Grafik 

Telefon:     0 2161/3 03 49 60 

e-Mail:      service@stilus-grafik.de 

Internet:   www.stilus-grafik.de

Jahr/Monat             Nordrhein-Westfalen                        Deutschland 
                              Index               %-Ver-               Index              %-Ver- 
                                                     änderung                                 änderung 

       2005                    93,1                    1,7                     92,5                   1,6  

       2006                    94,3                    1,3                     93,9                   1,5  

       2007                    96,4                    2,2                     96,1                   2,3  

       2008                    98,7                    2,4                     98,6                   2,6  

       2009                    99,0                    0,3                     98,9                   0,3  

       2010                  100,0                    1,0                   100,0                   1,1 

       2011                  102,2                    2,2                   102,1                   2,1 

       2012                  104,1                    1,9                   104,1                   2,0 

       2013                  105,8                    1,6                   105,7                   1,5 

       2014                  107,0                    1,1                   106,6                   0,9 

       2015                  107,3                    0,3                   106,9                   0,3 

       2016                  107,9                    0,6                   107,4                   0,5 

       2017                  109,8                    1,8                   109,3                   1,8 

       2018                  111,9                    1,9                   111,4                   1,9 

       2019                  105,3                    1,5                   105,3                   1,4 

       2020                  105,8                    0,5                   105,8                   0,5 

 
Jan.    20                  105,3                    1,8                   105,2                   1,7 

Feb.    20                  105,8                    1,8                   105,6                   1,7 

März   20                  105,8                    1,4                   105,7                   1,4 

April    20                  106,1                    0,8                   106,1                   0,9 

Mai     20                  106,0                    0,5                   106,0                   0,6 

Juni     20                  106,6                    0,9                   106,6                   0,9 

Juli      20                  105,9                  –0,2                   106,1                 –0,1 

Aug.    20                  105,9                  –0,2                   106,0                   0,0 

Sep.    20                  105,7                  –0,3                   105,8                 –0,2 

Okt.     20                  105,9                  –0,2                   105,9                 –0,2 

Nov.    20                  105,0                  –0,4                   105,0                  –0,3 

Dez.    20                  105,5                  –0,4                   105,5                  –0,3 

 
Jan.    21                  106,4                    1,0                   106,3                   1,0 

Feb     21                  107,2                    1,3                   107,0                   1,3 

März   21                  107,7                    1,8                   107,5                   1,7 

April    21                  108,3                    2,1                   108,2                   2,0 

Mai     21                  108,8                    2,6                   108,7                   2,5

Verbraucherpreisindex (Index 2010 = 100)
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